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Freie Schulen zum Gegenstand deutscher Bildungsforschung machen 


A. Problem 

Die Frequentierung privater Schulen ist im Schuljahr 2006/2007 auf 7,3 Prozent 
angestiegen, fällt jedoch innerhalb der einzelnen Bundesländer, Schulstufen und 
Schularten sehr heterogen aus. Besonders in den neuen Bundesländern ist aber 
ein Aufwärtstrend zu verzeichnen. Trotz der höheren Qualität der Lehre an den 
freien Schulen sind diese auf die finanzielle Unterstützung der Eltern angewie- 
sen, da die staatlichen Zuwendungen die Kosten nicht decken — ein Umstand, der 
zu Zugangsbarrieren entsprechend Artikel 7 des Grandgesetzes (GG) führen 
könnte. Der von der Bundesregierung festgestellte Rückstand bei der verglei- 
chenden Schulforschung muss dringend aufgeholt und neue Rahmenbedingun- 
gen für die weitere positive Entwicklung freier Schulen geschaffen werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die freien Schulen bei der Proj ektierang 
von Forschungsvorhaben mit einzubeziehen und Leistungsvergleiche zwischen 
privaten und öffentlichen Schulen auf eine stabile empirische Basis zu stellen. 
Ferner soll untersucht werden, welche rechtlichen und finanziellen Bedingungen 
den Privatschulbetrieb zukünftig begünstigen können. Zusätzlich müssen die fi- 
nanziellen Beiträge der Eltern von Privatschülem begrenzt werden, um eine Son- 
derung nach Artikel 7 GG zu verhindern. 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD 
und DIE LINKE, gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 16/6793 abzulehnen. 


Berlin, den 18. März 2009 


Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 


Ulla Burchardt 

Marcus Weinberg 

Dr. Ernst Dieter Rossmann 

Vorsitzende 

Berichterstatter 

Berichterstatter 


Patrick Meinhardt 

Cornelia Hirsch 


Berichterstatter 

Berichterstatterin 


Priska Hinz (Herborn) 

B erichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Marcus Weinberg, Dr. Ernst Dieter Rossmann, 
Patrick Meinhardt, Corneiia Hirsch, Priska Hinz (Herborn) 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Drucksaehe 
16/6793 in seiner 203. Sitzung am 30. Januar 2009 beraten 
und an den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik- 
folgenabschätzung zur Beratung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Fraktion der FDP begrüßt die steigenden Schülerzahlen 
an deutschen Privatschulen, stellt aber heraus, dass der Anteil 
der Privatschüler innerhalb der Schulstufen und -arten 
äußerst heterogen verteilt sei. Ebenso verhalte es sich mit 
Blick auf die Bundesländer, wo in den alten Bundesländern 
auf unterschiedlichen Niveaus fast ausnahmslos stetige Zu- 
wächse zu verzeichnen gewesen wären. Den größten Anstieg 
gebe es in den neuen Bundesländern, wo sich die Zahlen von 
sehr niedrigem Niveau aus in den letzten Jahren vervielfacht 
hätten. Dennoch wird betont, dass sich Deutschland mit 
einem Privatschüleranteil von 7,3 Prozent im europäischen 
Vergleich deutlich unter dem Durchschnitt befinde. 

Die höhere Lehrqualität an privaten Schulen offenbare sich in 
verschiedenen Studien u. a. des Instituts der deutschen Wirt- 
schaft Köln und den PISA-Studien, welche einen zum Teil 
deutlich höheren Schulerfolg von Privatschülem gemessen 
hätten. Im Land Berlin hätten die freien Schulen während der 
Prüfungen zum Realschulabschluss kontinuierlich besser ab- 
geschnitten als die öffentlichen. 

Um Kindern aus allen sozialen Schichten den Zugang zu 
Privatschulen zu ermöglichen, würden diese vom Staat finan- 
ziell unterstützt, aber nicht vollständig finanziert. Da private 
Schulen jedoch dieselbe Bildungsleistung erbringen müssten 
wie öffentliche und daher auch bei beiden ähnlich hohe 
Kosten anfielen, seien die Eltern von Privatschülem zu 
zusätzlichen Zuwendungen gezwungen, die - abhängig von 
deren Höhe - unter Umständen zu einer Sondemng gemäß 
Artikel 7 GG führen könnten. Durch die Ungleichbehand- 
lung beider Schultypen spare der Staat 870 Mio. Euro jähr- 
lich. 

Die Bundesregiemng habe in der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage der Fraktion der FDP (Bundestagsdmcksache 
16/6583) bestätigt, dass es bei der Forschung über private 
Schulen großen Nachholbedarf gebe. Daher müssten in 
Zukunft vor allem auch vergleichende empirische Daten über 
öffentliche und freie Schulen erhoben und ausgearbeitet 
werden, wie die rechtlichen und finanziellen Bedingungen 
von Privatschulen auf eine zukunftsfreundliche Basis gestellt 
werden könnten. 

Die Bundesregierung soll daher aufgefordert werden, 

- die freien Schulen bei der Projektiemng von Forschungs- 
vorhaben mit einzubeziehen und Leistungsvergleiche 
zwischen privaten und öffentlichen Schulen auf eine 
stabile empirische Basis zu stellen, 

- zur Untersuchung von Ausbildungs- und Berufs Verläufen 
die Besucher freier Schulen in das Bildungspanel des 
Rahmenprogramms Bildungsforschung einzubeziehen. 


- die rechtlichen und finanziellen Bedingungen für die 
Gründung und den Betrieb freier Schulen zu optimieren, 

- die finanziellen Beiträge der Eltern von Privatschülern zu 
begrenzen, um eine Sonderang nach Artikel 7 GG zu ver- 
hindern, 

- darauf hinzuwirken, dass die Länder mittels zentraler 
Prüfungen die Leistungsfähigkeit beider Systeme ver- 
gleichen und die erhobenen Daten öffentlich machen. 

III. Beratungsverlauf und -ergebnisse im Ansschuss 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung nnd Technik- 
folgenabschätzung hat über den Antrag in seiner 
80. Sitzung am 18. März 2009 abgestimmt und empfiehlt 
Ablehnung des Antrags auf Drucksache 16/6793 mit den 
Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und DIE LINKE, 
gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Die Fraktion der CDU/CSU führt aus, dass das System der 
Schulen in freier Trägerschaft für die CDU/CSU-Fraktion ein 
elementarer Bestandteil der Vielfalt des Bildungssystems in 
Deutschland sei. Es müsse unterstützt und gefördert werden. 
Zunächst müsse aber klargestellt werden, dass die Kompe- 
tenz in diesem Bereich klar bei den Ländern liege. 

Der Kritik der FDP-Fraktion bezüglich der Vergleichsdaten 
könne die Fraktion der CDU/CSU nicht zustimmen. Auf 
Länderebene würden die Schulen in freier Trägerschaft in- 
tensiv in die Diskussion eingebunden werden. Als 2001 die 
CDU in Hamburg die Regierungsverantwortung übernom- 
men habe, sei im Bildungsbereich als erstes die Novellierung 
des Privatschulgesetzes vorgenommen worden. Beispiels- 
weise seien die Schülerkosten von 56 auf über 80 Prozent ge- 
steigert worden. 

Obwohl dieser Bereich der Länderkompetenz unterliege, sei 
es wichtig, die Schulen in freier Trägerschaft auch auf 
Bundesebene nicht zu vergessen. So müsse beispielsweise im 
Konjunkturpaket II auf deren Berücksichtigung geachtet 
werden. 

Zum Antrag selbst wolle die Fraktion drei Anmerkungen 
machen. Zunächst erlangten die Schulen in freier Träger- 
schaft immer mehr an Bedeutung. Mit einer Beteiligung von 
8,5 Prozent werde fast jeder zehnte Schüler an einer Schule 
in freier Trägerschaft unterrichtet. Auch der finanzielle 
Aspekt müsse berücksichtigt werden. Da ein Schüler an einer 
Privatschule weniger Zuschüsse erhalte, werde so der Staats- 
haushalt entlastet. 

Der Antrag der Fraktion der FDP beinhalte jedoch auch pro- 
blematische Aspekte. Der im Antrag beschriebene Allge- 
meinvergleich zwischen englischen Privatschulen und finni- 
schen Schulen könne schlecht vorgenommen werden, denn 
die Zusammensetzung der Schülerschaft und die sozioöko- 
nomischen Faktoren seien nicht in die Bewertung eingeflos- 
sen. Es könne somit nicht behauptet werden, dass die 
Leistungsüberlegenheit der Schulen in freier Trägerschaft 
wissenschaftlich bewiesen sei. 
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Weiterhin werde im Antrag behauptet, dass die Bildungsfor- 
schung in diesem Bereich unterentwickelt sei. Die Fraktion 
der CDU/CSU wolle jedoch darauf verweisen, dass das Bun- 
desministerium für Bildung und Forschung (BMBF) seit 
2007 zum Beispiel im Rahmenprogramm „Empirische Bil- 
dungsforschung“ fortlaufend Förderbekanntmachungen zu 
verschieden thematischen Schwerpunkten veröffentliche, in 
denen auch Forschungsvorhaben unter Einbeziehung priva- 
ter Schulen eingereicht werden körmten. Zusätzlich gebe es 
Untersuchungen in den einzelnen Ländern, in denen im we- 
sentlichen Teil auch Privatschulen beteiligt seien. 

Bezüglich der finanziellen Rahmenbedingungen für einen er- 
folgreichen Betrieb von Privatschulen gebe es in den 
Ländern zwischen den Verantwortlichen der Schulen freier 
Trägerschaft und den jeweiligen Ministerien eine dauerhafte 
Diskussion. 

Der Antrag fordere eine Untersuchung darüber, in welchem 
Maße Eltern durch die Erhebung von Beiträgen an der Finan- 
zierung der Schulen freier Trägerschaft beteiligt werden 
körmten, ohne dass eine Gefahr der Sonderung nach Artikel 7 
GG bestehe. Die Fraktion wolle hierzu klarstellen, dass dies 
aber selbstverständlich schon im Genehmigungsverfahren 
geschehe. 

Als letzten Punkt wolle die Fraktion die Forderung des An- 
trags ansprechen, dass an die Länder appelliert werden solle, 
die Leistungsfähigkeit der freien Schulen im Rahmen von 
Vergleichsarbeiten und zentralen Prüflingen zu untersuchen 
und die Daten der interessierten Öffentlichkeit zugängig zu 
machen. Sie befürwortet dieses Anliegen, meint aber, dass 
die Schulen insgesamt stärker durch die Länder beteiligt wer- 
den müssten. 

Die Fraktion der SPD betont, dass das öffentliche Schul- 
wesen für die SPD-Fraktion eine besondere Priorität darstel- 
le. Nicht verkannt werden dürfe, dass die Lösungen des 
Grundgesetzes in Form der Komplementarität und der 
Ergänzung durch freie Schulen und private Schulen, die be- 
sondere pädagogische Bedürfnisse und anderes abdecken 
körmten, eine gute Balance darstellten. 

Bezüglich der Forschungsfragen und Zuständigkeiten führt 
die Fraktion der SPD aus, dass die knappen Ressourcen der 
Bildungsforschung nicht auf die Errichtungs- und System- 
forschung ausgerichtet werden sollten. Der Antrag versuche, 
über die Bildungsforschung das System privater Schulen zu 
befördern. Die SPD-Fraktion befürworte jedoch die der- 
zeitigen Bildungsforschungsprogramme, die mehr an den tat- 
sächlichen Problemen ausgerichtet seien. Am Beispiel des 
Bildungspanel habe man sehen können, dass freie Schülerin- 
nen und Schüler dort nicht ausgeschlossen würden. Bei der 
qualitativen Bildungsforschung wie der Integration von 
behinderten oder zugewanderten Kindern müssten die freien 
Schulen aber selbstverständlich voll berücksichtigt werden. 
Der FDP-Antrag bewerte die pädagogische Leistungsfähig- 
keit von freien Schulen und privaten Schulen als unein- 
geschränkt positiv. Nach Ansicht der SPD-Fraktion gehe dies 
zu weit, denn wie oftmals im Bildungswesen sei nicht das 
System sondern die pädagogische Qualität der einzelnen 
Schule entscheidend. Somit müsse der Antrag auch aus 
wissenschaftlicher Sicht abgelehnt werden. 

Die Fraktion der FDP führt aus, dass es innerhalb der 
letzten 14 Jahre eine Steigerungsrate von 43 Prozent im Be- 
reich der Schulen freier Trägerschaft in der Bundesrepublik 


Deutschland gegeben habe. Momentan gebe es 4 500 Schu- 
len und die Aufteilung in die Bereiche allgemeinbildende 
und berufliche Schulen sei spannend zu beobachten. Ins- 
gesamt besuchten 900 000 Schülerinnen und Schüler die 
Schulen freier Trägerschaft. 

Die Entwicklung von Schulen in freier Trägerschaft im Ver- 
gleich zu den Schulen in staatlicher Trägerschaft müsse nach 
Ansicht der FDP-Fraktion im Auge behalten werden. Durch 
mehrere Anfragen der FDP-Fraktion habe es einige substan- 
zielle Zahlen durch die Bundesregierung bzw. die Kultus- 
ministerkonferenz gegeben. Vor allem die Unterschiede hin- 
sichtlich der jeweiligen Länderverteilung seien aufgefallen. 
In Schleswig-Holstein liege der Anteil der Schulen in freier 
Trägerschaft beispielsweise bei 3,6 Prozent. In Bayern liege 
er bei 10,3 Prozent. 

Auch bei den jeweiligen Schulgattungen gebe es erhebliche 
Unterschiede. In den neuen Bundesländern gebe es einen 
deutlich erhöhten Anteil an beruflichen Privatschulen. In 
Sachsen gebe es einen Anteil von 26 Prozent von Schülern an 
beruflichen Privatschulen und 50 Prozent der Schulen in 
evangelischer Trägerschaft seien berufliche Schulen. Diese 
Einzelinformationen müssten für eine substanzielle Bil- 
dungsforschung in der Bundesrepublik Deutschland stärker 
in Betracht gezogen werden. 

Ein Blick auf den europäischen Vergleich oder die Unter- 
schiedlichkeit in den Primarstufen körmten die deutsche Bil- 
dungsdebatte voranbringen. Bei Kindergärten beispielsweise 
liege die private Trägerschaft bei 61 Prozent. Bei den Grund- 
schulen sinke der Prozentsatz auf 3,1. In der Sekundarstufe 
steige er wieder auf 7 Prozent und in der Sekundarstufe II auf 
12 Prozent. 

Eine weitergehende Analyse über fördernde und hemmende 
Elemente sei dringend geboten. Auch die unterschiedlichen 
finanziellen Unterstützungen für neue Privatschulen sowie 
die Anpassung der Zuschüsse für Schulen in freier Träger- 
schaft an kommunalen Schulen müsse untersucht werden. 
Die Anfragen hätten gezeigt, dass eine intensivere Betrach- 
tung des Themas notwendig sei. 

Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln komme zu dem 
Ergebnis, dass jährlich 870 Mio. Euro durch die geringeren 
Zuschüsse pro Schüler an Privatschulen im Vergleich zu den 
Zuschüssen an staatlichen Schulen gespart werden könnten. 
Das Steinbeis-Zentrum schätze die Kosteneinsparung sogar 
auf 1,7 bis 2,3 Mrd. Euro. Die Fraktion der FDP hoffe, dass 
es eine konstruktive Beratung des Antrags mit einem an- 
schließenden Konsens gebe. 

Abschließen wolle man mit einem Zitat der Staatssekretärin 
im BMBF Cornelia Quermet-Thielen, in dem es heiße: „In 
der deutschen Schulforschung wird den Privatschulen bisher 
kaum Aufmerksamkeit geschenkt. Insbesondere fehlen aus- 
sagekräftige Schulleistungsvergleiche zwischen staatlichen 
und privaten Schulen. Auch der Rückgriff auf einen gewissen 
Umfang vorhandener angloamerikanischer Forschungs- 
befünde ist insofern wenig hilfreich, als sich das dortige 
Privatschulsystem grundlegend vom hiesigen unterscheidet. 
Hier hat die deutsche Bildungsforschung einen deutlichen 
Nachholbedarf.“ Die Fraktion der FDP stimme diesem Zitat 
zu. 

Die Fraktion DIE LINKE, bemerkt, dass der Antrag darauf 
abziele, die Bildungsforschung zu nutzen, um in Deutschland 
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zu einer höheren Privatschulquote zu kommen. Er gehe daher 
an den realen Problemen im Schul- und Bildungssystem vorbei. 

Für diese Einschätzung habe die Fraktion drei Gründe. Die 
Ansicht der Fraktion der FDP, wonach die Privatschulen und 
Schulen in freier Trägerschaft höhere Leistungsergebnisse 
erzielten, sei falsch. Hier stimme der Vergleichsmaßstab 
nicht. Die Privatschulen sortierten nach besser gestellten und 
privilegierten Schülerimien und Schülern im Vergleich zu 
solchen mit unterschiedlicher sozialer Herkunft. Nehme man 
nur diejenigen auf, die grundsätzlich weniger oder keiner 
Förderung bedürften, sei es nicht erstaunlich, dass bessere 
Leistungsergebnisse erzielt würden. Auch der Vergleich der 
Gymnasialergebnisse Bayerns mit den Gesamtschulergeb- 
nissen Finnlands im Zuge der Pisa-Studie stelle somit eine 
Milchmädchenrechnung dar. 

Zum Zweiten sei nicht problematisiert worden, dass auch 
freie Schulen nicht miteinander verglichen werden könnten. 
Einerseits gebe es die freien Schulen, die gemeinnützige Zie- 
le verfolgten, andererseits würden aber auch Schulen gegrün- 
det, die einzig nach einer möglichst hohen Rendite strebten. 
Diese Differenzierung müsse stärker angesprochen werden 
und werde teilweise auch von gemeinnützigen Schulen in 
freier Trägerschaft als ein Problem erkannt. 

Zum Dritten sei widerlegt, dass eine höhere Privatschulquote 
die Qualität des öffentlichen Schulsystems steigere. Zum 
Beispiel hätten die beiden PISA-Gewinner Finnland und 
Schweden eine niedrigere Privatschulquote. Die Fraktion 
DIE LINKE, verfolge das Ziel, gemeinnützige Schulen in 
freier Trägerschaft zu erhalten und das öffentliche Schul- 
system so auszugestalten, dass alle Kinder und Jugendlichen 
eine gute Bildung erhielten. Sie werde den Antrag ablehnen. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN führt aus, dass 
der Antrag der FDP feststelle, dass freie Schulen die besseren 
Schulen seien. Zwar führe die FDP-Fraktion Studien aus 
England und die PISA-Studie als Beweis an, doch gerade die 
PISA-Forscher würden dieser Schlussfolgerung nicht zu- 
stimmen. 

Richtig sei, dass es im Elementarbereich mehr freie Träger 
als zum Beispiel im Primarbereich gebe. Dies hänge aber mit 
der Entstehungsweise des Schulsystems zusammen. Die Kin- 
dergärten seien immer noch Teil der Jugendhilfe. Diese sei in 
Deutschland subsidiär organisiert. Das staatlich organisierte 
Schulwesen und die Einführung der Schulpflicht seien ein 
großer Durchbruch gewesen, da dadurch alle Kinder unab- 
hängig von deren sozialer Schicht Zugang zum Unterricht 
bekommen hätten. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN begrüße, dass es 
Ersatzschulen mit freien Trägem im deutschen Schulsystem 
gebe. Teilweise könnten Freie Schulen dazu führen, dass es 
durch unterschiedliche pädagogische Konzepte zu einem 
qualitätsfördemden Wettstreit mit anderen Schulen komme. 
Somit sollten auch freie Schulen zum Gegenstand der 
Bildungsforschung gemacht werden. Dies sei nicht aus- 
schließlich die Sache der Länder. Der Bund habe nach der Fö- 
deralismusreform die Bildungsforschung als Kompetenz er- 


halten. Es müsse erforscht werden, was freie Schulen 
tatsächlich ausmache. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN möchte wissen, ob die pädagogischen Konzeptio- 
nen, die Schülerpopulationen, die Schulstmktur oder die 
Zusammensetzung der Elternschaft für die Ergebnisse der 
Freien Schulen verantwortlich seien. 

Einigen Punkten des Forderungskataloges wie dem 
Bildungspendel und den empirischen Untersuchungen 
zwischen freien Schulen und staatlichen Schulen könne 
zugestimmt werden. Es sei aber nicht sinnvoll im Rahmen 
der Bildungsforschung des Bundes zu klären, welche Rah- 
menbedingungen freie Schulen bräuchten, da dies Länder- 
sache sei. Die Grundrichtung des Antrages, dass freie 
Schulen erforscht werden sollten, werde von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN geteilt. In Gänze könne ihm 
nicht zugestimmt werden. 

Von Seiten der Bundesregierung wird bemerkt, dass ihr 
beim Thema freie Schulen und deren Bewertung drei Punkte 
wichtig seien. 

Erstens lägen die rechtlichen und finanziellen Rahmenbedin- 
gungen sowohl für die Gründung als auch für den Betrieb der 
freien Schulen bei den Ländern. Trotzdem sei entscheidend, 
dass die sonstigen Rahmenbedingungen so gestaltet sein 
müssten, dass sich die freien Schulen angemessen entfalten 
könnten und die Bedingungen für die Eltern entsprechend ak- 
zeptabel seien. Durch eine Berücksichtigung auf der steuer- 
lichen Seite sei dies beachtet worden. Ein Beispiel hierfür sei 
die Regelung über eine Abzugsmöglichkeit beim Schulgeld 
mit einer Obergrenze von 3 000 Euro. Damit würde mehr als 
Dreifache der Höhe des Schulgeldes insgesamt Berücksichti- 
gung finden. 

Zum Zweiten seien zwei der Forderungen im Bildungs- 
forschungsbereich bereits erfüllt. Durch das Rahmen- 
programm „Empirische Bildungsforschung“ gebe es eine 
grundsätzliche Öffnung der Forschungsvorhaben für die Ein- 
beziehung privater Schulen. Mit der deutlichen Ausweitung 
des Programms zur empirischen Bildungsforschung könnten 
auf breiter Front zusätzliche Erkenntnisse gewonnen werden, 
die vor allem auch die freien Schulen beträfen. Hauptpurrkt 
sei das nationale Bildungspanel, das auch international ein 
führendes und ambitioniertes Projekt in der Bildungs- 
forschung sei. Hierdurch könnten zum ersten Mal die gesam- 
ten Bildungsverläufe der darin erfassten Individuen nach- 
vollzogen werden. Dies ergebe auch Erkermtnisse im Bereich 
der freien Schulen. 

Zum Dritten will sie auf die Frage nach dem Systemvergleich 
eingehen. Anders als im Gesundheitswesen, wo es Sinn 
mache, zwischen den gesetzlichen und den privaten Ver- 
sicherungen Systemvergleiche anzustellen, ergäben sich im 
Hinblick auf die Heterogenität der freien Schulen ganz 
andere Aufgabenstellungen. Da die freien Schulen ein geziel- 
ter Ersatz unter sehr unterschiedlichen Bedingungen seien, 
bestehe kein Handlungsbedarf zu einem spezifischen Sys- 
temvergleich. 


Berlin, den 18. März 2009 

Marcus Weinberg 

Berichterstatter 
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Priska Hinz (Herborn) 

Berichterstatterin 
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